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Betreff: Feststellung über das Nichtbestehen der Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung bei 

vorprüfungspflichtigen Änderungsvorhaben § 5 Abs. 1 i. V. m. § 7 Abs. 1 und 5 UVPG 
für das Vorhaben „Bf. Calau, Modernisierung der Verkehrsstation“, Bahn-km 149,442 bis 
150,877 der Strecke 6345 Halle Hbf - Guben in Calau 

Bezug: Antrag vom 29.03.2022, Az. I.SP-O-IP2 
Anlagen: keine 

 

Verfahrensleitende Verfügung 

Für das o. g. Vorhaben wird festgestellt, dass keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-

lichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht. 

Begründung 

Diese Feststellung beruht auf § 5 Abs. 1 i. V. m. § 7 Abs. 1 und 5 Gesetz über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung (UVPG) i. V. m. Nr. 14.8.3.2 der Anlage 1 UVPG. 

 

Das Vorhaben hat die grundhafte Erneuerung der Verkehrsstation Calau mit Ersatzneubau des 

Hausbahnsteigs 1, dem Mittelbahnsteig 2/3 und dem Neubau, Verschiebung des Zwischenbahn-

steig 4 an das Gleis 5, Neubau Personenunterführung (PU) mit Treppenanlagen sowie der Neu-

bau einer barrierefreien Zuwegung zur PU mittels Gehweg und Aufzüge zum Gegenstand.  
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Es handelt sich um ein Änderungsvorhaben gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 2b) UVPG, das der allgemeinen 

Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 2, 4 i. V. m. § 7 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Nr. 14.8.3.2 Anlage 1 UVPG 

unterliegt, da es den Bau einer sonstigen Betriebsanlage von Eisenbahnen zum Gegenstand hat.  

 

Das Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Berlin führt für das Vorhaben ein fachplanungsrechtliches 

Zulassungsverfahren nach § 18 Abs. 1 AEG durch. Dieses stellt ein verwaltungsbehördliches Ver-

fahren dar, dass der Zulassungsentscheidung dient gemäß §§ 4 und 2 Abs. 6 Nr. 1 UVPG und ist 

daher taugliches Trägerverfahren für eine mögliche UVP. Daher hat das Eisenbahn-Bundesamt 

die Feststellung, dass für das Vorhaben die UVP-Pflicht besteht oder nicht besteht (Feststellung 

der UVP-Pflicht) nach den §§ 6 bis 14a UVPG zu treffen. 

Die Feststellung der UVP-Pflicht erfolgt vorliegend von Amts wegen nach Beginn des Verfahrens 

das der Zulassungsentscheidung dient gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 UVPG. 

 

Für das Vorhaben ist zur Feststellung der UVP-Pflicht eine allgemeine Vorprüfung gemäß § 7 

Abs. 1 und 5 UVPG i. V. m. Anlage 1 Nr. 14.8.3.2 durchzuführen. Bei dem gegenständlichen Vor-

haben handelt sich um sonstige Betriebsanlagen von Eisenbahnen nach Nr. 14.8.2 Anlage 1 

UVPG, die Prüfwerte in der Einheit m² aufweisen und um ein Änderungsvorhaben gemäß § 2 

Abs. 4 Nr. 2b) UVPG. 

Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 

UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Vorhaben erhebli-

che nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die im Hinblick auf eine wirksame Umweltvor-

sorge nach Maßgabe der geltenden Gesetze bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen 

sind. Vorliegende Ergebnisse vorgelagerter Umweltprüfungen oder anderer rechtlich vorgeschrie-

bener Untersuchungen zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens sind in die Prüfung einzube-

ziehen. 

 

1. Merkmale des Vorhabens 

Die Merkmale des Vorhabens werden insbesondere hinsichtlich der Kriterien der Nr. 1 Anlage 3 

UVPG beurteilt. 

 

Folgende Maßnahmen sind Bestandteile des Vorhabens, welches sich in Calau im Landkreis 

Oberspreewald - Lausitz im Land Brandenburg befindet: 

• Ersatzneubau Bahnsteig 1 mit einer Bahnsteiglänge von 170 m, Bahnsteighöhe von 0,55 m 

über SO 

• Ersatzneubau und Verringerung des Mittelbahnsteigs 2/3 auf eine Bahnsteiglänge von 

170°m, Bahnsteighöhe von 0,55 m über SO 
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• Ersatzneubau und Verschiebung des Zwischenbahnsteig 4 in neue Lage auf Gleis 5 mit ei-

ner Bahnsteiglänge von 170 m, Bahnsteighöhe von 0,55 m über SO 

• Neubau einer Personenunterführung (PU) einschl. Aufzügen und Treppenanlagen zu den 

Bahnsteigen 

• Rückbau der Kegelbahn 

• Ausstattung der Verkehrsstation mit einem Entwässerungssystem zur Entwässerung der 

Bahnsteige, der PU und der Zuwegung über Versickerungsmulden  

 

Der Ersatzneubau der Bahnsteige 1, 2/3 und die Zuwegung sind in gleicher Lage zu den beste-

henden Bahnanlagen vorgesehen. An den Bahnsteigen 1, 2/3 werden die Bahnsteiglänge einge-

kürzt. Die neue Personenunterführung wird in ihrer Lage verschoben. Zu einer Neuversiegelung 

kommt es durch die Verschiebung des Zwischenbahnsteig 4 an das Gleis 5. Durch den Rückbau 

der Kegelbahn am Empfangsgebäude kommt es zu einer Entsiegelung, welche erst nach Ende 

der Baumaßnahme greift, da die Fläche als Baustelleneinrichtungsfläche genutzt wird.  

 

Zur Andienung der Baustelle soll neben dem Schienennetz auch das öffentliche Straßen- und We-

genetz genutzt werden. 

 

2. Standort des Vorhabens 

 

Die mögliche Beeinträchtigung der ökologischen Empfindlichkeit wird insbesondere hinsichtlich 

Nutzungs-, Qualitäts- und Schutzkriterien nach Nr. 2 Anlage 3 UVPG unter Berücksichtigung des 

Zusammenwirkens mit anderen Vorhaben in ihrem gemeinsamen Einwirkungsbereich beurteilt. 

 

Gemäß der Naturräumlichen Gliederung Brandenburgs liegt das Vorhaben innerhalb des Natur-

raums Naturpark Niederlausitzer Landrücken, das Landschatzschutzgebiet 

Calau/Altdöbern/Reddern (Nr. bb_2117) und das FFH-Gebiet „Göritzer und Vetschauer Mühlen-

fließe“ N. 4250-301 grenzen mit 1,5 km Entfernung an das Bauvorhaben an. Eingriff durch das hier 

gegenständliche Vorhaben erfolgen jedoch nicht. Im Einwirkungsbereich des Vorhabens finden 

sich keine besonders geschützten Gebiete, wie Wasserschutz-, Heilquellenschutz- oder Über-

schwemmungsgebiete. In unmittelbarer Nähe zum Bahnhof befindet sich ein Feldahorn, welcher 

als Naturdenkmal Nr. 700-2 gelistet ist.  

 

Das Vorhaben befindet sich innerhalb geschlossener Ortschaften und liegt südöstlich des Stadt-

zentrums Calau. Im Umfeld der Verkehrsstation befinden sich Wohngebiete, Mischnutzungsflä-

chen sowie Gewerbe – und Industriegebiet. Weiterhin befinden sich in dem Gebiet Landwirt-
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schaftsflächen und Wälder. Durch die vorherige Bahnnutzung ist der Ersatzneubau bereits vorbe-

lastet sowie anthropogen und technisch stark überprägt. 

3. Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen 

 

Die möglichen erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter werden anhand der 

Kriterien unter 1. und 2. beurteilt. Dabei wird insbesondere den Gesichtspunkten der Nr. 3 Anla-

ge 3 UVPG Rechnung getragen. Besonders berücksichtigt wird gemäß § 7 Abs. 5 Satz 1 UVPG 

auch, ob erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch Merkmale des Vorhabens oder des 

Standorts oder durch Vorkehrungen des Vorhabenträgers offensichtlich ausgeschlossen werden. 

 

Betroffen sind die Schutzgüter Arten und Biotope, Boden und Fläche sowie das Schutzgut 

Mensch. Die betroffenen Schutzgüter sind durch die Bahnanlage bereits im Bestand vorbelastet.  

 

Im Untersuchungsgebiet konnten Zauneidechsen (Lacerta agilis) kartiert werden. Für die betroffe-

nen Reptilien- und Brutvogelarten wurden umfangreiche Vermeidungs- und Minderungsmaßnah-

men formuliert. Beeinträchtigungen der Arten sind daher nicht zu erwarten. Im Vorhabenbereich 

wurden keine besonders geschützten oder gefährdeten Pflanzen nachgewiesen. Baubedingte 

Eingriffe werden durch anschließende Rekultivierung der für Baustelleneinrichtung und Baustra-

ßen genutzten Flächen ausgeglichen. Die Verluste für die Schutzgüter Tiere und Pflanzen wiegen 

schon wegen des geringen Eingriffsumfangs nicht schwer, zumal die Auswirkungen durch umfang-

reiche Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen verringert bzw. vermieden werden.  

Eine Vorbelastung der Fauna durch den vorhandenen Schienenverkehr ist gegeben. Beeinträchti-

gungen von Tierarten gemäß § 44 BNatSchG, die aufgrund ihrer Gefährdung eine hohe Bedeu-

tung für die Sicherung der biologischen Vielfalt haben, können für das Vorhabengebiet nicht aus-

geschlossen werden. Durch die geplanten Vermeidungsmaßnahmen (VA) sollen die Beeinträchti-

gungen auf ein unerhebliches Maß reduziert werden und so das Eintreten von Verbotstatbestän-

den des § 44 BNatSchG vermieden werden. 

 

Für das Schutzgut Boden und Fläche wird anhand der vorliegenden Planung ebenfalls kein erheb-

licher Eingriff erwartet. Die Böden des Untersuchungsgebiets bestehen hauptsächlich aus Braun-

erde-Gleye. Die neu zu versiegelnden Flächen befinden sich auf dem Bahn Gelände und ist durch 

die bisherige Nutzung bereits anthropogen überformt. 

 

Das Risiko durch den Einsatz der Baumaschinen und Baufahrzeuge mögliche Emissionen von 

Schadstoffen, die eine Verunreinigung von Oberflächenwasser bzw. des Grundwassers verursa-

chen könnten, zu erzeugen, wird durch die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen des Ge-
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wässer-/ und Bodenschutzes weitestgehend minimiert. Eine erhebliche Beeinträchtigung des 

Schutzgutes Wasser kann somit ausgeschlossen werden.  

 

Für das Schutzgut Mensch bestehen potenzielle bauzeitliche Lärmbeeinträchtigungen. Während 

der Bauzeit kommt es temporär zu Immissionen durch Lärm, Staub, Abgase, Licht und Erschütte-

rungen. Die Emissionen der Baustelle durch Lärm werden durch technische Maßnahmen zur 

Emissionsbegrenzung bei den eingesetzten Maschinen und Geräten und durch geeignete Be-

triebsabläufe begrenzt. Bezüglich der Emissionen aus bauzeitlichen Erschütterungen kann eine 

Betroffenheit der Anwohner der anliegenden Wohnbebauungen nicht ausgeschlossen werden.  

Betriebsbedingte Lärmerhöhungen und damit Beeinträchtigungen der Anwohner entstehen durch 

das Vorhaben nicht. 

 

Es bestehen folgende wesentliche Gründe gemäß § 5 Abs. 2 Satz 2 und 3 UVPG für das Nichtbe-

stehen der UVP-Pflicht: 

 

Zusammenfassend liegen für die Schutzgüter Mensch, Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima und 

Landschaft keine erheblichen Beeinträchtigungen während der Durchführung der Baumaßnahme 

vor. Durch die geplanten Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen werden die baubegleitenden Be-

einträchtigungen auf das nötigste Maß reduziert. Ferner werden durch die beabsichtigten Kom-

pensationsmaßnahmen die Eingriffe in diese Schutzgüter ausreichend ausgeglichen. Infolgedes-

sen kommt es nach Abschluss aller Maßnahmen zu keinen nachhaltigen Beeinträchtigungen. 

 

Zusätzliche anlagebedingte Beeinträchtigungen entstehen wegen der gleichbleibenden Nutzungs-

intensität der Verkehrsstation nicht. 

 

4. Ergebnis 

 

Aus den vorgelegten technischen Unterlagen zur technischen Planung, Landschaftspflegerischer 

Begleitplan und der Untersuchung zu baubedingten Schall- und Erschütterungsimmissionen ergibt 

sich nach überschlägiger Prüfung, dass von dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Um-

weltauswirkungen zu erwarten sind die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung 

des Vorhabens zu berücksichtigen wären.  

 

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. Sie wird ge-

mäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben durch Veröffentlichung auf der 

Internetseite des Eisenbahn-Bundesamtes.  
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Die dieser Feststellung zu Grunde liegenden Unterlagen können von Dritten beim Eisenbahn-

Bundesamt, Außenstelle Berlin, Steglitzer Damm 117, 12169 Berlin nach vorheriger Terminverein-

barung eingesehen werden. 

 

Im Auftrag 

 

Elektronisch erstellt und 

ohne Unterschrift gültig 
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